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Amtliches

Berkimdigungsblatt
für de « Amtsbezirk Dnrlach.

Rr. 51. Dienstag , de« 21. August 1S17 .

(Nr 5895 ) Aeichsgelreideordnmg für die

Erule 1817.
Vom 21 . Juni 1917.

Der Bnndesrat hat ans Grund des 8 3 des Gesetzes
über die Ermächtigung des Bunidesrats zu wirtschaftlichen
Maßnahmen uftv. vom 4. August 1914 (Reichs-Gesetzbl.
S . 327) folgende Verordnung erlassen:

Reichsgetreideordrrung für die Erute 1SL7 .
Ucbersicht Wer die Abschnitte :

I. Beschlagnahme . (88 1—2.)
II. bteichsgetreiöestclle. (88 13—19 . )

III. Bewirtschaftung der Vorräte . (88 20—41.)
1 . Aufgaben der Kommunalverbänöe im allge¬

meinen . (88 26—80.)
2. Selbftwirtschastende Komnmnalverbände . (88 31

bis 38.)
3. Aufgabe« der Gemeinden . (88 36—41.)

IV . Enteignung . (88 42—47 .)
V. Verarbeitung der Früchte und Verkehr mit den dar¬

aus hergeftellten Erzeugnissen . (88 48—56.)
VI . Verbrauchs regelung . (88 56—68.)

1. Allgemeine Vorschriften . (88 56—61 .)
2. Besondere Vorschriften für Selbstversorger .

(88 62 und 63.)
3. Durchführung der Verbrauchsregelung . (88 64

bis 68.)
VII. Ausführungs -Vorschriften . (88 69—72 .)

VIII. Ucbergangsvorschriften . (88 73—77.)
IX. Schluß- und Strafvorschriften . (88 78—82.)

I . Beschlagnahme .
8 1 .

Folgende im Reiche angebauten Früchte , allein oder
mit anderen Früchten gemengt, werden mit der Trennung
vom Boden für den Kommunalverbanö beschlagnahmt,
in dessen Bezirk sie gewachsen sind:

Roggen ,
Weizen , Spelz (Dinkel , Fesen ) . Eurer , Einkorn ,
Gerste,
Hafer ,
Erbsen , einschließlich Kuttererbfen aller Art (Pe¬

luschken ) ,
Bohnen , einschließlich Ackerbohnen,
Linsen .
Wicken ,
Buchweizen»
Hirse.

Die Beschlagnahme erstreckt sich auch auf den Halm
und die aus Sen beschlagnahmten Früchten hergestellten
Erzeugnisse , wie Mehl , Schrot , Grieß , Graupen , Grütze ,
Flocken, Malz . Mit dem Ausdrefchen wird das Stroh ,
mit dem Auswahlen die Kleie von der Beschlagnahme
nach dieser Verordnung frei ) für die Kleie gilt 8 56.

Von der Beschlagnahme ausgeschlossen sind als frisches
Gemüse geerntete Erbsen und Bohnen » einschließlich Pe¬
luschken und Ackerbohnen. Für Grünkern gilt 8 9.

8 2.
Im Sinne dieser Verordnung gelten als

Früchte : alle Früchte der im 8 1 Abs . 1 bezeichn eien
Arten ,

Getreide : Roggen , Weizen» Spelz (Dinkel , Kcfen) ,
Eurer . Einkorn . Gerste und Hafer ,

Brotgetreide : Roggen , Weizen, Spelz (Dinkel . Fe¬
sen ) , Einer und Einkorn » auch in Mischung mit
Gerste,

Hülfenfrüchte : Erbsen , einschließlich Peluschken,
Bohnen , einschließlich Ackerbohnen» Linsen und

> Wicken»

8 3.
An Len beschlagnahmten Vorräten dürfen Verände¬

rungen nur mit Zustimmung des Kommunalverbandes ,
für Len sie beschlagnahmt sind , vorgenommen werden , so¬
weit sich nicht aus den 88 4 bis 10, 28 etwas anderes "er¬
gibt . Das gleiche gilt von rechtsgefchäftlichen Verfügun¬
gen über sie und von Rechtsgeschäften, durch die eine Ver¬
pflichtung zu solchen Verfügungen begründet wird , sowie
von Verfügungen , die im Wege der Zwangsvollstreckung
oder Arrestvollziehung erfolgen .

Werden beschlagnahmte Vorräte mit Zustimmung des
Kommunalverbandes in den Bezirk eines anderen Kom-
munalvcrbandes gebracht, so tritt dieser mit der Ankunft
der Vorräte in seinem Bezirke hinsichtlich der Rechte und
Pflichten aus der Beschlagnahme an die Stelle des bis¬
herigen Kommunalverbandes . Der Versender und der
Empfänger haben die Ortsänderung binnen drei Tagen
unter Angabe der Art und Menge beiden Kommunalver -
bänöen anzuzeigen . Die Frist beginnt für den Werten¬
der mit der Absendung , für den Empfänger mit der An¬
kunft der VorrÄle .

Werden beschlagnahmte Vorräte widerrechtlich in den
Bezirk eines anderen Kommunalverbandes gebracht, so
har dieser die Rechte und Pflichten des Kommunalverban -
des , für den die Vorräte beschlagnahmt sind , für den be¬
rechtigten Kommunalverband aussuüben . Er hat der
Ncichsgetreidestelle Mitteilung über Art und Menge so¬
wie Herkunft der Vorräte zu machen und mit den Vor¬
räten nach ihren Weisungen zu verfahren .

8 4.
Der Unternehmer eines landwirtschaftlichen Betriebs

hat die zur Ernte erforderlichen Arbeiten vorzunehmen .
Der Besitzer beschlagnahmter Vorräte ist berechtigt und

verpflichtet , die zur Erhaltung und Pflege der Vorräte
erforderlichen Handlungen vorzunehmen .

Der Besitzer ist berechtigt und auf Verlangen der zu¬
ständigen Behörde verpflichtet , auszudreschen sowie bei
Gemenge Körner - und Hülfenfrüchte von einander zu
trennen . Die Reichsgetreidestelle und die Landeszentral -
behöröen oder die von ihnen bestimmten Stellen können
über Zeit , Art und Ort des Ansdreschens sowie über An¬
zeige und Feststellung des Druschcrgebniffes Anordnun¬
gen treffen .

Der Besitzer beschlagnahmter Vorräte ist berechtigt
und auf Verlangen der zuständigen Behörde verpflichtet ,
die Vorräte , sobald sie ausgedroschen sind , dem Kommunal -
verbande . zu dessen Gunsten sie beschlagnahmt sind , jeder¬
zeit zur Verfügung zu stellen. Der Kommuualvcrbarid
hat dafür zu iorgen , daß die Vorräte gemäß den Vorschrif¬
ten dieser Verordnung innerhalb zweier Wochen abge-
nornmen werden .

Als Besitzer im Sinne dieser Veroidnung gilt auch
der mir der Verwaltung der Vorräte für den Eigentümer
betraute Inhaber des Gewahrsams .

8 5. ,
Nimmt der Unternehmer eines landwirtschaftlichen

Betriebs oder der Besitzer von Vorräten eine der ihm
nach 8 4 obliegenden Handlungen nicht rechtzeitig vor , so
kann die zuständige Behörde die erforderlichen Arbeiten
auf seine Kosten durch einen Dritten vornehmen lassen .
Der Verpflichtete hat die Vornahme auf seinem Grund
und Boden sowie in feinen Wirtschaftsräumcn and mit
den Mitteln seines Betriebs zu gestatten.

Auf Verlangen der Rcichsgetreideftclle, der Lar.des-
zeutralbchörde oder des Kommunalverbandes ist die Ge¬
meinde zur Vornahme der Arbeiten aus Kosten des Säu¬
migen verpflichtet.

8 6.
Innerhalb desselben landwirtschaftlichen Betrieb ?

dürfen räumliche Veränderungen mit beschlagnahmten
Vorräten vorgenommen werden . Werden Labei VorräG
in eine andere Gemeinde gebracht, so hat der Besitzer die
Ortsäuöerung binnen drei Tagen beiden Gemeinden an¬
zuzeigen . Diese Verpflichtung entfällt , soweit die Vor¬
räte in die Wirtschaftskarten (8 25) für die Gemeinde aus -
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genommen sinö, tu die sie gebracht werben . Werden Vor¬
räte in einen anderen Kommunalverbanö gebracht, so ist
die Ortsänderung binnen drei Tagen auch beiden Korn-
munalverbänden anzuzeigeu . Mit der Ankunft der Vor¬
räte in dem Bezirke des anderen Kommnnalverbanöcs
tritt dieser hinsichtlich der Rechte und Pflichten aus der
Beschlagnahme an die Stelle des bisherigen Kommunal -
vcrbandes .

8 7.
Trotz der Beschlagnahme dürfen Unternehmer land-

wirtkchaftlicher Betriebe ans ihren selbftgebauten Früch¬
ten die vom Bunöesrate festgesetzten Mengen zur Ernäh¬
rung der Selbstversorger , zur Fütterung des im Betriebe
gehaltenen Viehes und zur Bestellung der zum Betriebe
gehörenden Grundstücke verwenden .

Als Selbstversorger gelten , vorbehaltlich einer ande¬
ren Bestimmung nach 8 62, der Unternehmer des land¬
wirtschaftlichen Betriebs , die Angehörigen seiner Wirt¬
schaft einschließlich des Gesindes sowie Naturalbercchtigte ,
insbesondere Altenteiler und Arbeiter , soweit sie kraft
ihrer Berechtigung oder als Lohn Früchte der in Frage
kommenden Art oder daraus hergestellte Erzeugnisse zu
beanspruchen haben . Inhaber von. Zehntrechtcn öder ähn¬
lichen auf öffentlich-rechtlicher Grundlage beruhenden
Rechten gelten nicht als Selbstversorger .

8 8.
Der Reichskanzler erlätzt die Bestimmungen über den

Verkehr mit Saatgut . Das nach Matzgabe der Bestim¬
mungen erworbene Saatgut kann trotz der Beschlagnahme
in den vom Reichskanzler oder der von ihm bestimmten
Stelle festgesetzten Mengen zur Bestellung verwendet
werden .

8 s.
Trotz der Beschlagnahme dürfen Unternehmer land¬

wirtschaftlicher Betriebe , vorbehaltlich näherer Bestim¬
mungen nach 8 62 Abs . 2 , aus ihrem selbstgebauten grünen
Dinkel und Spelz Grünkern Herstellen. Die Beschlag¬
nahme erstreckt sich auf den Grünkern . Hiervon dürfen
sie zur Ernährung der Selbstversorger auf den Kopf ins¬
gesamt bis zu drei Kilogramm verwenden .

Die Unternehmer Haben die hergestellten Mengen un¬
verzüglich , spätestens bis zum 18. August 1917 , dem Kom-
munalverband anzuzeigen . In der Anzeige sind die An¬
zahl der Selbstversorger und die für die ' e nach Abs. 1
Satz 3 beanspruchten Mengen anzugeben .

8 10.
Trotz der Beschlagnahme dürfen Unternehmer land¬

wirtschaftlicher Betriebe selbstgebautes Gemenge (Misch¬
frucht, Mengkorn ) , mit Ausnahme von Mischungen , die
nur aus Brotgetreide bestehen, vor der Reife als Grün¬
futter im eigenen Betriebe verwenden .

8 11 .
Die Beschlagnahme endet mit dem freihändigen Eigen¬

tumserwerb durch die Reichsgetreidestelle oder den Kom-
munalverband , für den die Vorräte beschlagnahmt sind ,
mit der Enteignung der Verfallerklärung (8 70) , einer
nach 88 7 bis 10 zugelassenen oder einer von dem Kom-
mrnalverbande genehmigten Verwendung .

Wer im Auftrag der Reichsgetreidestelle , eines Kom¬
munalverbandes oder einer Gemeinde Früchte oder dar¬
aus hergestellte Erzeugnisse zu erwerben , aufzubewahren ,
zu bearbeiten , zu befördern oder zu verteilen hat , darf
nur solche Rechtsgeschäfte über die Vorräte abschließen
und nur solche Verfügungen über sie treffen , die von
seinem Auftraggeber zugelässen sind . Dies gilt auch , so¬
weit Ser Beauftragte Eigentümer der Vorräte ist.

8 12.
Uebcr Streitigkeiten , die sich aus der Anwendung der

88 1 bis 11 ergeben , entscheidet die höhere Verwaltungs¬
behörde endgültig .

II . Reichsgetreidestelle «
8 13.

Die Reichsgetreidestelle besteht aus einer Verwal¬
tungsabteilung und einer Geschäftsabteilung . Die Auf¬
sicht führt der Reichskanzler .

8 14.
Die Verwaltungsabteilung ist eine Behörde und be¬

steht aus einem Direktorium und einem Kuratorium .
Das Direktorium besteht aus einem Vorsitzenden,einem oder mehreren stellvertretenden Vorsitzenden, aus

ständigen und nichtständigen Mitgliedern . Der Reichs¬
kanzler ernennt den Vorsitzenden , die stellvertretenden
Vorsitzenden und die Mitglieder , und zwar unter den stän¬
digen Mitgliedern einen Landwirt .

Das Kuratorium besteht aus sechzehn Vcvollmüchiia-
ten zum Bunöesrat . und zwar außer dem Vorsitzenden
des Direktoriums als Vorsitzendem aus vier König .' üh
Preußischen , zwei Königlich Bayerischen , einem Königlich
Sächsischen , einem Königlich Württembergischen , einem
Großherzoglich Badischen, einem Großherzoglich Hessischen ,einem Großherzoglich Mecklenburg-Schwerinschen , eine : ::
Großherzoglich Sächsischen , einem Herzoglich Anhaltnchen ,einem Hanseatischen und einem Elsaß -Lothringischen Be¬
vollmächtigten. Außerdem gehören ihm je ein Vertreter
des Deutschen Landwirtschaftsrats , des Deutschen Han¬
delstags und des Deutschen Stäötetaas , ferner je zwei
Vertreter der Landwirtschaft , von Handel und Industrie
und der Verbraucher an ; der Reichskanzler ernennt diese
Vertreter und den Stellvertreter des Vorsitzenden.

Der Reichskanzler erläßt die näheren Bestimmungen .

8 15 .
Die Geschäftsabteilunlg ist eine Gesellschaft mit be¬

schränkter Haftung .
Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat,' er besteht aus

dem Vorsitzenden des Direktoriums der Verwaltuugs -
abteituua als Vorsitzendem und vieruuözwanzig ordent¬
lichen Mitgliedern , von denen sieben auf Reich und Bun¬
desstaaten , sieben auf die Landwirtschaft , drei auf die groß-
gewerblichen Unternehmungen und sieben auf die Städte
entfallen . Die sieben Vertreter der Städte und die drei
Vertreter der großgewerblichen Unternehmungen werden
von den entsprechenden Gruppen der Gesellschafter bezeich¬
net . Die übrigen Mitglieder ernennt der Reichskanzler .

Der Aussichtsrat bestellt die Geschäftsführer , darunter
einen Landwirt ; die Bestellung bedarf der Bestätigung des
Reichskanzlers .

8 16.
Die Reichsgetreidestelle hat die Aufgabe , mit Hilft

der Kommunalverbänöe für die Verteilung und E - ck-
mäßige Verwendung der vorhandenen Vorräte für die
Zeit bis zum 15 . September 1918 zu sorgeu . Dabei lat
die Verwaltungsabteilung die Verwalturigsangelcgsuhc !-
ten einschließlich Ser statistischen Aufgaben zu erledigen ,die Geschäftsabteilung nach den grundsätzlichen Anweisun¬
gen der Verwaltungsabteilung ( 8 17) die ihr obliegenden
geschäftlichen Ausgaben öurchzuführcn .

8 17.
Das Direktorium der Vcrwaliunasavtcilung hat mit

Zustimmung des Kuratoriums insbesondere festzusctzen :
a) welche Mehlmenge täglich auf Len Kopf der vcr -

sorgungsberechtigten Bevölkerung verbraucht wer¬
den darf ;

d) welche Rücklage aufzusammeln ist ;
e) ob und in welchem Umfang Betrieben , die Früchte

oder daraus hergestellte Erzeugnisse verarbeiten ,
solche zu liefern sind . Als Betriebe in diesem
Sinne gelten nicht Mehlmühlen , Bäckereien und
Konditoreien (8 57) , ferner Brauereien und Mäl¬
zereien ;

ck) wieviel Brotgetreide oder Mehl jedem Kommunal -
verbande für seine Zivilbevölkerung einschließlich
der Selbstversorger sowie an Saatgut von Brot¬
getreide für die Herbst- und Frühjahrsbestellung
znsteht (Bedarfsanteil ) : der Veöarssanteil kann
auch vorläufig festgesetzt werden ;

«) welche und wieviel Früchte aus den einzelnen
Kommunalverbänden abzulicfern sind und inner¬
halb welcher Fristen . Die festgesetzten Mengen
gelten nur als Mindestmengen ;

k) ob , in welchen Höchstmengen und unter welchen
Voraussetzungen die Reichsgetreidestelle oder Kom-
Munalverbände Brotgetreide , insbesondere Hinter¬
korn , zu Futterzwecken verschroten lassen oder zur
Verfütterung sreigeben, dürfen ; '

L) bis zu welchem Mindestsätze Getreide , das zur
menschlichen Ernährung bestimmt ist , auszumah -
lcn ist ;

K) in welcher Weise das nicht mahlfähige Brotgetreide
verwendet werden soll .

Die Festsetzungen zu 2 und c bedürfen der Genehmi¬
gung des Reichskanzlers . Der Reichskanzler erläßt auch
die Vorschriften über die Feststellung der Ablieferungs¬
pflicht (s) .

Das Direktorium kann Bestimmungen übxr die Auf¬
bewahrung der Vorräte erlassen.

Das Direktorium kann für bestimmte Mühlen , bi«
zum Auswahlen des Getreides bis zu den nach Abs . IS
festgesetzten Mindestsätzen außer stände sind , aus beson¬
deren Gründen eine geringere Ausmahlung zulassen.
Das Direktorium kann auch für bestimmte Mühlen oder
für Mühlen bestimmter Bezirke die Herstellung bestimm¬
ter Auszugsmehle beim Mahlen zulassen oder vor -
schrciben.



8 18.
Das Direktorium stellt auf Grund der Feststellunsen

nach 8 17 IM . 1c sie Grundsätze für die Zulassung der
Betriebe zur Verarbeitung der Früchte und der daraus
hergestellten Erzeugnisse und für ihre Belieferung auf .
Das Direktorium kann Vorschriften für die Herstellung
und den Vertrieb der Erzeugnisse sowie für die Ueberwa -
chung der Betriebe erlaffen , auch Preise für die erzeugten
Waren fcstsetzen .

Die BetriebsunterneHmer haben der Reichsgetreide¬
stelle auf Erfordern Auskunft über ihre Betriebsverhält -
niffe zu erteilen .

8 is.
Die Geschäftsabteilung hat alle zur Erfüllung ihrer

Aufgaben erforderlichen Rechtsgeschäfte vorzunehmen : ffe
hat insbesondere :

iür den Erwerb sowie die rechtzeitige Abnahme ,
Bezahlung und Unterbringung der an sie abznlic -
ferndcn Früchte zu sorgen:

b) die von . den Heeresverwaltungen und der Marine -
venvaltung beanspruchten Früchte und daraus her-
gestellten Erzeugnisse , insbesondere Mehl , durch
Vermittlung der Zentralstellen zur Beschaffung der
Verpflegung rechtzeitig zu liefern :

c) den Kommunalvcrbänden das erforderlich« Mehl
rechtzeitig zu liefern :

6) den Kommunalverbänden die ihnen von der Reichs-
futtermittelstclle zugcwiesencn Mengen an Gerste
uud Hafer und die ihnen zustehenden Mengen an
sonstigen Früchten rechtzeitig zu liefern :

e ) für die ordnungsmäßige Verwaltung ihrer Be¬
stände zu sorgen :

ls Len Betrieben (8 17 Abs . 1 c) die festgesetzten Men¬
gen zu liefern .

III . Bewirtschaftung der Vorräte .
1. Ansgabe« der KomumnalverbänLe im allgemeine«.

'
8 20 .

Die Kommnua ^verbänöe haben der Reichsgetreide¬
stelle auf Gruud der Ernteflächenerhebuug nach der Ver¬
ordnung vom 20. Mai 1917 (Reichs-Gesetzbl . S . 418) und
der Erntevorschätzung bis zu dem von ihr be^ -mmten Zeit¬
punkt anzugeben , wie groß die Ernteerträge ihres Be¬
zirkes in Sen einzelnen Fruchtarten zu schätzen sind . Sie
haben ferner nach einem von Ser Reichsgetreiöestelle fest-
gestellten Vordruck die Zahl der Selbstversorger (8 7 Abs.
2 , 8 62) und der versoraungsberechtigten Bevölkerung so¬
wie die Zahl der in Sem Vordruck bezeichneten Tiere mit -
zuteilcn und die ihnen nach 8 9 zugehenden Anzeigen der
Grünkernhersteller der Reichsgetreidestelle weiterzugeben .

8 21 .
Jeder Kommunalverband hat dafür zu sorgen , daß die

in seinem Bezirk angebauten Früchte zweckentsprechend
geerntet und ausgedroschen werden : er hat ferner , unbe¬
schadet des ihm nach 8 23 Ms . 1 Satz 3 zustehenden Rechtes,dafür zu sorgen , daß die beschlagnahmten Vorräte zweck¬
entsprechend aufbewahrt und ordnungsmäßig behandelt
werden .

Der Kommunalverband kann zu diesem Zwecke die
im Bezirke vorhandenen landwirtschaftlichen Maschinen,Geräte und Betriebsmittel aller Art in Anspruch nehmen :
er kann ferner in seinem Bezirk und mit Genehmigung
der Lnndeszentralbebvrde auch außerhalb seines Bezirkes
Lagerräume für die Lagerung der Früchte und der daraus
bcrgestellten Erzeugnisse in Anspruch nehmen , soweit diese

'
nicht bereits von der ReichSgeireidestelle in Anspruch ge¬nommen worden sind . Die Vergütung seht die höhere
Verwaltungsbehörde im Streitfall endgültig fest.

8 22.
AnS dem Bezirk eines Kommunalverbandes dürfen

Früchte , die ihm gehören oder für ihn beschlagnahmt sind ,vorbehaltlich des 8 6, nur mit Genehmigung der Reichs-
geueidestelle entfernt werden . Dieser Genehmigung be¬
darf es nicht , wenn die Früchte zum Zwecke der Trock¬
nung oder Verarbeitung vorübergehend aus dem Kommn-
rialverbanö entfernt oder wenn sie an die Reichsgetreide-
stclle oder zu Saatzwecken nach den gemäß 8 8 vom Reichs¬
kanzler erlassenen Bestimmungen geliefert werden . Bei
Brotgetreide wird im letzteren Falle die gelieferte Mengedem empfangenden Kommunalverband auf seinen Be¬
darfsanteil ls 17 Abs . 1 <I ) angerechnet. Hat der Kommu¬
nalverband nach 8 17 Abs . 1s - Früchte abzuliefern , so er¬
höht sich die abzuliefernöe Menge entsprechend .

Der Kommunalverband darf Früchte oder daraus her¬
gestellte Erzeugnisse an die im 8 17 Abs. 1a bezeichneten
Betriebe nur mit Genehmigung der Neichsgetreiöestelle
liefern .

8 23.
Jeder Kommunalverband haftet dafür . Laß alle für

ihn beschlagnahmten Früchte der Reichsgetreiöestelle zur
Verfügung gestellt werden , soweit sie nicht den Unterneh¬
mern landwirtschaftlicher Betriebe nach 88 7 , 8, 9 , 43 zu
belassen sind oder von selbstlieferuöen Kommunalverbün -
den zur Versorgung ihrer Bevölkerung zurückbehalten
werden dürfen t8 32) . Die über die festgesetzten Mengen
(8 17 ALs. 1 e> hinaus verfügbaren Mengen sind stets so¬
bald wie möglich abzuliefern . Der Kommunalverband
kann verlangen , daß die Neichsgetreidestellc jede ihr zur
Verfügung gestellte Menge binnen zwei Wochen abnimmt .

Der Kommunalverband hat die festgesetzten Mengen
auf die Gemeinden oder unmittelbar auf die landwirt¬
schaftlichen Betriebe umzulegen .

Die Neichsgetreidestelle kann
s ) anerkanntes Sackgut aus Antrag des Erzeugers ,
b ) Früchte , die zur Aussaat im nächsten Wirtschafts¬

jahre benötigt werden , von der Anrechnung auf
den BeLarfsanteil (8 17 Abs . 1 ä) ausnehmen oder
auf die festgesetzten Mengen anrcchnen.

8 24.
Erfüllt der Kommnnaiverbanö die ihm obliegende Ab¬

lieferungspflicht nicht rechtzeitig, so kann die Neichsge-
treibestclle die für die versorgungsbercchtigie Bevölkerung
und für die Selbstversorger festgesetzten Mengen i88 7 , 17
Abs . 1 >1) heraosetzen. Tic Neichsgetreidestelle kann nuch
die Lieferung der aus den Kommunalverband entfallenden
Erzeugnisse aus den im 8 1 bezeichneten Früchten ein-
schrünkcn oder einstellen.

Ti « vorstehenden Anordnungen trifft die Neichsac-
treidcstclle im Einvernehmen mit der Landeszeutralbe -
höröe . Wird ein Einvernehmen nicht erzielt , so entschei¬
det der Reichskanzler .

Ter Kommunalverband kann die vorgenommenen
Kürzungen derart auf die Gemeinden oder auf die land¬
wirtschaftlichen Betriebe verteilen , daß in erster Linie die
Gemeinden ober die Betriebe betroffen werden , die ihre
Ablieferungspflicht nicht erfüllt haben . Der Kommnnal -
verband kann innerhalb seiner Verteiluugsbefugnis auch
die Lieferung anderer Bedarfsgegenstände den Gemein¬
den oder den Betrieben gegenüber einschränken oder ein¬
stellen.

Die Vorschriften im Abs . 1 bis 3 finden keine Anwen¬
dung , soweit die Ablieferung ohne Verschulden eines Lie¬
ferungspflichtigen unterbleibt .

8 28. l
Der Kommunalverband hat für jeden landwirtschaft¬

lichen Betrieb seines Bezirkes eine Wirtschaftskarte nach
dem von der Reichsgetreidestelle festgestellten Vordruck zu
führen und der Reichsgetreidestelle und Seren Beauftrag¬
ten au - Verlangen die Einsicht in die Wirtschaftskarten
und die dazu gehörenden Auszeichnungen zu gestatten.

Der Kommnualverbanö kann, unbeschadet seiner Ver¬
pflichtung zur Führung von Wirtschaftskarten , seinen Ge¬
meinden für ihren Bezirk die gleiche Verpflichtung auf¬
erlegen .

Der Unternehmer eines landwirtschaftlichen Betriebs
ist verpflichtet , auf Erfordern des Kommunalverbandes
oder der Gemeinde alle zur Anlegung und Fortführung
Ser Wirtschaftskarte erforderlichen Auskünfte zu erteilen .

8 26. ,
Der Kommunalverband hat , unbeschadet des 8 68 Abi.

1 und des 8 71 Abs . 2 , auf Erfordern der Reichsgetreiöc-
stelle Auskunft zu erteilen und ihren Anweisungen Folge
zu leisten. Er hat insbesondere nach Liesen Anweisungen
die Ablieferung zu fördern , die Tätigkeit der Kommissio¬
näre der Neichsgetreidestelle zu überwachen und die Kom¬
missionäre beim Erwerbe der Früchte zu unterstützen .

8 27.
Jeder Kommunalverband hat der Reichsgetreidestelle

nach einem von ihr festgestellten Vordruck monatlich die
Zu - und Abgänge in den einzelnen Früchten und den dar¬
aus hergestellten Erzeugnissen sowie außergewöhnliche
Veränderungen an den Vorräten anzuzeigen .

8 28.
Die Reichsgetreidcstellc bestellt für den Bezirk jedes

nicht selbstliefernden Kommunalverbandes (8 82) einen
oder mehrere vom Kommunalverbande vorzuschlagende
Kommissionäre , durch die der Erwerb der Früchte erfolgt .
Die Anzahl der Kommissionäre bestimmt die NeichSge -
treidestelle nach Anhörung des Kommunalverbandes . Falls
das Vertragsverhältnis mit einem Kommissionär endet,
hat die ReichSgeireidestelle dem Kommunalverbande Gele¬
genheit zu geben, einen anderen Kommissionär vorzn -
schlagen.
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Bei der Auswahl der Kommissionäre ist der Handel ,der im Kommunalverbande schon im Frieden tätig war ,
tunlichst zu berücksichtigen . Als Kommissionäre können
nur Händler und Genossenschaften bestellt werden , Sie
schon bisher in unmittelbarem Verkehre mit den Erzeu¬
gern im Kommunalverband als Aufkäufer der Früchte tätig
waren . Unternehmer von Mühlenbetrieben oder Ver¬
einigungen von solchen sowie deren Angestellte dürfen
nicht als Kommissionäre 'bestellt werden . Verträge , nach
Lenen die Kommissionäre einen Teil ihrer Kommissions-
gebühren an den Kommunalverband abzuführen haben ,
sind ohne vorherige Zustimmung der Reichsgetreidestelle
nichtig. Verträge , durch die mit Rücksicht auf die Bestellung
als Kommissionär ein Entgelt zugesagt wird , sind nichtig.

Die Kommissionäre haben nach den Anweisungen der
Reichsgetreidcstelle alle im Kommunalverbande vorhan¬
denen Früchte , soweit sie nicht nach §8 7, 8, 9, 43 den Un¬
ternehmern landwirtschaftlicher Betriebe zu belassen sind ,
zu erwerben und abzuliefern . Die Kommissionäre unter¬
stehen , unbeschadet ihrer Pflichten gegenüber der Reichs-
getreidestelle, der Aussicht des Kommunalverbandcs und
Haben diesem sowie nach dessen Anweisungen den Gemein¬
den in vorgeschriebener Form über ihre Tätigkeit Bericht
zu erstatten .

8 29.
Der Kommunalverband erhält für seine Tätigkeit

nach den 88 4, 21 , 28 , 28 von der ReiHZgetreidestelle ge¬
mäß Len von ihr mit Genehmigung des Reichskanzlers
ausgestellten Grundsätzen eine Vergütung . Er hat hier¬
von den Gemeinden für ihre Hilsstätigkeit Vergütungen
zu gewähren , über deren Höhe die höhere Verwaltungs¬
behörde im Streitfall endgültig entscheidet.

Prämien , die die Reichsgetreidestelle dem Kommunal -
vcrbande für beschleunigte oder vermehrte Ablieferung
zahlt , sind nach Len Anweisungen der Reichsgetreidestelle
zu verteilen -.

8 30.
Kommunalverbande , die nicht selbst wirtschaften, haben

ihren Bedarf an Mehl rechtzeitig bei der Reichsgetreiöe-
stelle anzufordern .

2. Selbstwirtschaftende Kommunalverbände.
8 31 .

Jeder Kommunalverband , dessen Ernte an Brotge¬
treide nach den Erfahrungen der Erntejahre 1915 und 1916
voraussichtlich zur Versorgung seiner Bevölkerung bis
zum 15. Mai 1918 ausreicht , hat der Landeszentralbehörde
bis zum 5. Juli 1917 zu erklären , ob er mit dem für ihn
beschlagnahmten Brotgetreide bis zur Höhe seines Be¬
darfsanteils (8 17 Abs. 1 6 ) selbst wirtschaften will . Will
er selbst wirtschaften, so hat er gleichzeitig nachzuwcisen,
daß er zur Durchführung der Selbstwirtichaft , insbeson¬
dere zur geeigneten Beschaffung der nötigen Geldmittel
und zur Lagerung der Vorräte , in der Lage ist , sowie daß
er den Vorschriften der 88 68, 63 genügt .

Die Landeszentralbehörde hat der Reichsgetreidestelle
bis zum 20 . Juli 1917 die Kommunalverbändc mitzuteilen ,die sic als Selbstwirtschafter anerkennen will . Die ReichS -
getreidestelle kann gegen die Anerkennung bei der Lan¬
deszentralbehörde bis zum 5. August 1917 Einspruch er¬
heben. Die Landeszentralbehörde hat der Reichsgetreide¬
stelle bis zum 1,5 . August 1917 mitzuteilen , welche Kom¬
munalverbände sie endgültig als Selbstwirtschafter aner¬
kannt hat.

Selbstwirtschaftende Kommunalverbäide dürfen das
für ihre Sclbftwirtschaft erworbene <8 32) oder das ihnen
von der Reichsgetreidestclle angewiesene (8 33 Abs . 2)
Brotgetreide bis zur Höhe ihres Bcdarfsanteils abzüglich
des Saatguts ausmahlen lassen . Das jeweils zur Ver¬
fügung des Kommunalverbandes stehende Mehl darf je¬
doch den Mehlbedarf eines Monats nicht übersteigen .

Selbstwirtschaftende Kommnnalvrbände haben ihre
Verträge mit Mühlen nach den von der Neichsgetreide-
stelle aufgestellten Grundsätzen abzuschließen und dieser
auf Verlangen vorzulegen . Verträge , die oh " - vorherige
Zustimmung der Reichsgetreidestelle von den Grundsätzen
abw eichen , sind nichtig.

Stellt sich heraus , daß ein Kommunalverband den
Verpflichtungen der Selbstwirtschaft - 'ckt genügt , so kann
ihm die LanöeAzenkraWehöröe das Recht der Selbstwirt¬
schaft entziehen . Die Reichsgetreidestelle kann bei der
Landeszentralbehörde die Entziehung beantragen . Falls
die Landeszentralbehörde dem Antrag nicht stattgeben will ,
entscheidet der Reichskanzler .

8 32.
Selbstwirtschaftende Kommunalverbände können die

für sie beschlagnahmten Früchte für eigene Rechnung er¬
werben und als Verkäufer an die Rüchsaetreidestelle nach
deren Geschäftsbedingungen liefern (Selbstlieferung ) . Die
Selbstlieferung hat sich auf die gesamte von den Erzeu¬
gern abzuliefernde Menge zu erstrecken . Die selb st lieferü¬
den KommunalverbänSe haben eine kaufmännisch einge¬

richtete Geschäftsstelle zu unterhalte » und für den Errr -ero
der Früchte mindestens zwei Kommissionäre zu beheben .
Die Anzahl der Kommissionäre ist quf Verlangen der
Reichsgetreidestclle zu erhöhen . 8 28 Abs . 2 findet An¬
wendung . Die Vertrüge mit den Kommissionären sind
nach den von der^Reichsgetreidestclle ausgestellten Grund - -
sätzen abzuschließen und ihr ans Verlangen vorzulcaen . ^Verträge , die ohne vorherige Zustimmung der Neichsee-
treidestellc von den Grundsätzen abweichen, sind nichtig.
Der Reichsgetreidestclle ist wöchentlich nach einem von
ihr sestgesteltten Vordruck eine genaue Nachweisung der
eing-ekauften Mengen einzusenden .

Die Zuschläge, die die Reichsgetreiöestelle für die an
sie abgclicsertcn Mengen zahlt , sißd ohne Abzug an die
Personen zu verteilen , die den Einkauf in unmittelbarem
Verkehre mit den Erzeugern besorgen . Für die Mengen ,
die der Kommunalverband zur Durchführung seiner
Selbstwirtschaft erwirbt , sind an Liese Personen dieselben
Zuschläge zu zahlen , die die Reichsgetreidestclle dem Kom-
rnunalverbande für die an sic abgelieferten Mengen be¬
zahlt .

Die Reichsgetreiöestelle hat Anordnungen darüber zu
treffen , für welche Zeiträume die zur Durchführung der
Selbstwirtschaft des Kommunalverbanöes nötigem Mengen
an Brotgetreide zurnckbehatten werden dürfen . In Fällen
dringenden Bedürfnisses kann die Reichsgetreidestelle die
Lieferung von Brotgetreide aus den für die Sekbstwirt -
schaft bestimmten Vorräten nach ihren Geschäftsbedingun¬
gen verlangen . Sie hat diese Mengen sobald wie möglich
aus anderen Bezirken zurückzuliefern , soweit sie nicht aus
den für den Kommunalverband beschlagnahmten Vorräten
ersetzt werden können .

Stellt sich heraus . Laß ein selbstliefernder Kommunal -
verband den ihm nach Abs. 1 bis 3 obliegenden Verpflich¬
tungen nicht genügt , so kann die Neichsgetrcidestelle ihm
das Recht der Selbstlieferung entziehen .

8 38.
Macht der selbstwirt 'chaftende Kommunalverband von

dem Rechte der Selbstlieferung keinen Gebrauch oder wird
ihm das Recht der Selbftliefernng oder der Selbstwirtschaft
entzogen , so bestellt die Reichsgetreidcstelle für seinen Be¬
zirk Konrmifsionäre nach 8 28. '

Dem selbstwirtschaftenden Kommunalverbande , der
von dem Rechte der Selbstlieferung keinen Gebrauch macht
oder dem dieses Recht entzogen ist , weist die ReichSgetreide-
stelle die ihm für die veriorgungsberechtigte Bevölkerung
Anstehenden Mengen an Brotgetreide bei den Kommissio¬
nären seines Bezirkes an . Die Abnahme und Bezahlung
der Mengen sowie die Zahlung der den Kommissionären
zustehcnden Vergütungen liegt dem Kommunalverband ob.

8 34.
Jeder selbstwirtschaftende Kommunalverband hat da¬

für zu sorgen , daß Las zur Versorgung seiner Bevölkerung
erforderliche Mehl rechtzeitig zur Verfügung steht .

8 32.
Tic Reichsgetrcidestelle hat einem selbstwirtschaftenden

Kommunalverband auf Verlangen in Fällen dringenden
Bedürfnisses nach ihren Geschäftsbedingungen :

s) vorübergehend Mehl zu liefern : die entsprechenden
Mengen sind sobald wie möglich zurückzuliefern :

b> gegen Lieferung von Roggen , Weizen oder umge¬
kehrt zu kiefern:

c ) durch Abnahme feuchten Brotgetreides oder Trock¬
nung behilflich zu sein :

ä) bei der Lagerung der für die Selbstwirtschaft be¬
stimmten Vorräte sowie bei der Geldbeschaffung
behilflich zu sein .

3. Aufgaben der Gemeinden .
8 36.

Die Gemeinde hat dafür zu sorgen , Saß die in ihrem
Bezirk anaebauten Früchte zweckentsprechend geerntet und
ausgedroschen werden . Sie hat ferner dafür zu soraen ,
daß di , beschlagnahmten Vorräte zweckentsprechend anfbe-
rvahrt und ordnungsmäßig behandelt werden .

Auf Verlangen der nach 8 3 Abs . 2 zustä" ^ ' "en Stellen
hat sie die zur Ernte , zur Erhaltung und Pflege , zum
Ausdrusch oder zur Trennung der Vorräte erforderlichen
Arbeiten auf Kosten des Verpflichteten ( 8 6 Abs . 1 ) borzu¬
nehmen .

8 37.
Die Gemeinde hat die Aufbewahrung und Verwen¬

dung des Saatguts zu überwachen . Die nach der Bestel¬
lung übriggebkiebenen Mengen Hai sie dem Kommnnal -
verbande zwecks Ablieferung anzumelden .

8 38.
Die Gemeinde hat dafür zu sorgen , daß alle aus ihrem

Bezirk abzuliesernden Früchte der Reichsgetreidestelle
oder, wenn die Gemeinde in dem Bezirk eines selbst¬
liefernden Kommunalverbanöes liegt (8 32) , dem Kom¬
munalverbande zur Verfügung gestellt werden .
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Die Gemeinde hat nach den Anweisungen des Kom--
munalverbandes die Ablieferung zu fördern , insbesondere
die Kommissionäre beim Erwerbe der Früchte zu unter¬
stützen . Aus Verlangen des Kommunaloerbandes hat sie
nach dessen Anweisungen für die im Gemeindebezirke ge¬
legenen landwirtschaftlichen Betriebe Wirtschaftskarten
zu führen (8 25s .

8 39.
Die Gemeinde Haftet dafür , daß die nach 8 28 Abs. 2

ihr oder ihren landwirtschaftlichen Betrieben zur Liefe¬
rung aufgegebenen Wengen rechtzeitig zur Verfügung ge¬
stellt werden . Sie kann die ihr zur Lieferung aufgegebe-
nen Mengen auf ihre landwirtschaftlichen Betriebe um¬
legen

Die über die zur Lieferung aufgegebenen Mengen
hinaus verfügbaren Mengen hat die Gemeinde sobald wie
Möglich zwecks Ablieferung dem Kommunalverband an¬
zumelden .

8 40.
.Hat die Gemeinde ihre Ablieferungspflicht nicht er¬

füllt, und macht der Kommunalverband von seiner Be¬
fugnis nach 8 24 Abs . 3 , die Kürzung auf die Gemeinden
zu verteilen, Gebrauch, so kann die Gemeinde die Kürzung
derart auf ihre landwirtschaftlichen Betriebe verteilen,
daß in erster Linie diejenigen betroffen werden , die ihre
Ablieferungspflicht nicht erfüllt haben. Die Gemeinde
kann innerhalb ihrer Verteilnngsbefugnis auch die Liefe¬
rung anderer Bedarfsgegenstände den Betrieben gegen¬
über einschränken oder einftellen .

8 41 .
Die Gemeinde wird für ihre Tätigkeit nach 88 37 , 38

von dem Kommunalverbande gemäß der Vorschrift im
8 29 Abf. 1 Satz 2 entschädigt.

IV . Enteignung .
8 42.

Das Eigentum an beschlagnahmten Vorräten kann
auf Antrag durch Anordnung der zuständigen Behörde
auf die Neichsgetreidestellc oder den von dieser bezeich -
neten Kommunalverband übertragen werden (Enteig¬
nung ) . Der Antrag wird von der Reichsgetreidestelle oder
von dem Kommunalverbande, für den beschlagnahmt ist,
gestellt.

8 43.
Bei Unternehmern landwirtschaftlicher Betriebe ist

vor der Enteignung festzustellen, welche Vorräte sie nach
den 88 7, 8, 9 für die Zeit bis zum 15. September 1918 zur
Ernährung der Selbstversorger, zur Fütterung und zur
Bestellung verwenden dürfen.

Bei Unternehmern landwirtschaftlicher Betriebe ist
ferner das in ihrem Betriebe gewachsene Saatgut festzu¬
stellen, soweit sie nach den gemäß 8 8 erlassenen Bestim¬
mungen allgemein zur Veräußerung von Saatgut be¬
rechtigt sind .

Diese Vorräte sowie die Vorräte nach 8 23 Abs. 3 sind
auszusonüern und von der Enteignung auszunchmen;
sie meiden mit der Aussonderung von der Beschlagnahme
nicht frei.

^
Die Enteignung kann auch für die gesamten Vorräte

des Unternehmers ausgesprochen werden . In diesem
Falle ist der Erwerber verpflichtet, nachträglich die Aus¬
sonderung gemäß Abs. 8 vorzunehmen und die ausgeson-
Lertcn Mengen, vorbehaltlich der Vorschrift im 8 69 Abs. 2,
dem Unternehmer zurückzugeben. Mit der Rückgabe fal¬
len sie wieder unter die Beschlagnahme.

8 44.
Die Anordnung , durch die enteignet wird , kann an

den einzelnen Besitzer oder an alle Besitzer des Bezirks
oder eines Teiles des Bezirkes gerichtet werden ; im erste-
rn Falle geht das Eigentum über , sobald die Anordnung
dem Besitzer zugeht , im letzteren Falle mit Ablauf des
Tages nach Ausgabe des amtlichen Blattes , in dem die
Anordnung amtlich veröffentlicht wird .

8 45.
Der Erwerber hat für die überlassenen Vorräte einen

angemessenen Preis zu zahlen .
Bei Gegenständen , für die Höchstpreise festgesetzt sind ,

wird der Uebernahmepreis unter Berücksichtigung des
zur Zeit der Enteignung geltenden Höchstpreises sowie
der Güte und Verwertbarkeit der Vorräte nach Anhörung
von Sachverständigen von der höheren Verwaltungs¬
behörde endgültig festgesetzt . Sie bestimmt darüber , wer
die baren Auslagen des Verfahrens zu tragen hat .

Bei Gegenständen , für die keine Höchstpreise festgesetzt
sind, tritt an Stelle des Höchstpreises ein Preis , der unter
Berücksichtigung der tatsächlich gemachten Aufwendungen
und, soweit dies nicht möglich ist, durch Schätzung zu er¬
mitteln ist .

8 46.
Der Besitzer hat die Vorräte , die er freihändig über¬

eignet hat oder die bei ihm enteignet oder für verfallen
erklärt worden sind, zu verwahren und pfleglich zu behan¬
deln , bis der Erwerber sie in seinen Gewahrsam über¬
nimmt. Dem Besitzer kann hierfür eine angemessene Ver¬
gütung gewährt werden , die von der höheren Verwal¬
tungsbehörde im Streitfall endgültig festgesetzt wird.

8 47 .
Ueber Streitigkeiten, die sich bei dem Enteignungsver¬

fahren und aus der Verwahrungspflicht ( 8 46) ergeben ,
entscheidet die Höhere Verwaltungsbehörde endgültig.
V . Verarbeitung der Früchte und Verkehr mit

den daraus hcrgcstelltc» Erzeugnissen .
8 48.

Die Mühlen und sonstigen Betriebe , die gewerbs¬
mäßig die im 8 1 bezeichneten Früchte verarbeiten, haben
die Früchte zu verarbeiten, die die Reichsgetreidestelle
oder der sclbstwirtschafiende Kommunalverband, in dessen
Bezirk sic liegen , ihnen zumeist. Sie haben die ihnen von
diesen Stellen zugewiesenen Früchte und die daraus her¬
gestellten Erzeugnisse zu verwahren und pfleglich zu be¬
handeln. Weigert sich ein Betrieb, die Verarbeitungs¬
pflicht zu erfüllen, so kann die zuständige Behörde die er¬
forderlichen Arbeiten auf Kosten und mit den Mitteln des
Betriebs durch einen Dritten vornehmen lassen.

Die Betriebe sind zur Ablieferung der gesamten Er¬
zeugnisse einschließlich allen Abfalls verpflichtet . Dies
gilt auch , soweit sie Früchte für Selbstversorger ver¬
arbeiten.

Bel der Verarbeitung von Früchten für Selbstversor¬
ger haben die Betriebe die gemäß 8 63 erlassenen Vor¬
schriften zu befolgen .

§ 49.
Die Beamten der Polizei und die von der Reichs -

getreiöestelle oder von der Polizeibehörde beauftragten
Personen sind befugt , in die Räume, in denen Früchte ver¬
arbeitet werden, jederzeit , in die Räume, in denen Früchte
oder daraus hergestelltc Erzeugnisse aufbewahrt, feilge¬
halten ober verpackt werden oder die Geschäftsbücher ver¬
wahrt werden , während der Geschäfts- oder Arbeitszeit
einzutretcn, daselbst Besichtigungen vorzunehmen, Ge-
schüstsaufzeichnnngen einzusehen , die vorhandenen Vor¬
räte sestzustcllen und nach ihrer Auswahl Proben gegen
Empfangsbestätigung zu entnehmen .

Die Besitzer der Räume sowie die von ihnen bestell¬
ten Betriebsleiter und Aufsichtspersonen haben den nach
Abs. 1 zum Betreten der Räume Berechtigten auf Erfor¬
dern Sie Vorräte sowie deren Herkunft anzugeben und
ihnen Auskunft über die Betriebsverhältnissezu erteilen.
Unternehmer landwirtschaftlicher Betriebe sowie deren
Betriebsleiter und Aufsichtspersonen haben insbesondere
ans Erfordern Auskunft über Namen und Aufenthalt der
Selbstversorger zu geben.

8 59.
Die von der Reichsgetreidestelle oder von der Polizei¬

behörde beauftragten Personen sind , vorbehaltlich der
dienstlichen Berichterstattungund der Anzeige von Gesetz¬
widrigkeiten , verpflichtet , über die Einrichtungen und Ge-
schästsverhältnisse , welche durch die Aufsicht zu ihrer
Kenntnis kommen , Verschwiegenheit zu beobachten und
sich der Mitteilung und Verwertung der Geschäfts- oder
Betriebsgeheimnisse zu enthalten.

8 51 .
Kommunalverbänöe dürfen, unbeschadet der Vorschrift

im 8 31 Abs. 8, Früchte nur mit Zustimmung der Reichs¬
getreidestelle vermahlen oder sonst verarbeiten lassen.

8 52.
Die Reichsgetreidestelle kann Mahl- und sonstige Ver¬

arbeitungslöhne sowie Vergütungen für die Verwahrung
und Behandlung sestsetzen . Die Festsetzung von Löhnen
ist auch für die Fälle zulässig, für die eine Pflicht zur Ver¬
arbeitung nicht besteht.

Soweit die Reichsgetreidestelle leine Löhne oder Ver¬
gütungen festgesetzt hat , können die höheren Verwaltungs¬
behörden dies tun.



8 53.
Die Vereinbarung eines Verarbeitungslohns / ins¬

besondere eines Mahllohus , in der Art , daß als Entgelt
für die Verarbeitung statt eines Geldbetrags die Hingabe
eines Teiles der zur Verarbeitung übergebenen Früchte
oder der daraus hergestellten Erzeugnisse einschließlich des
Abfalls festgesetzt wird, ist unzulässig . Ebenso ist es un¬
zulässig, verarbeitenden Betrieben die Menge an Früchten
oder Erzeugnissen einschließlich des Abfalls zu überlassen ,
die sie bei Herstellung der etwa vereinbarten Pflichtrnenge
der Erzeugnisse erübrigen.

8 54.
Mehl darf ohne Zustimmung der Reichsgetreidestelle

weder von dem Kommunalverbande noch von anderen
aus dem Bezirk eines Kommunalverbandes in den eines
andere » abgegeben werden .

Mehl darf innerhalb des Bezirkes eines Kommunal-
verbanöes ohne Zustimmung der Reichsgetreiöcstelle nur
nach Maßgabe der für den Kommunalverband bestehen¬
den Bestimmungen über die Verbrauchsregelung abge¬
geben werden .

Die Rücklieferung von Mehl an die Neichsgetreidc-
stelle nach 8 36 unter a wird hiervon nicht berührt.

8 56.
Wird Getreide von einem Kommunalverband oder

einem Selbstversorger zum Ausmahlen zugewiesen , so ist
die Kleie auf Verlangen an den Kommunalverbanö oder
an den Selbstversorger zurückzugeben .

Die Reichsgetreidestelle hat die beim Ausmahlen ihres
Getreides entfallende Kleie der vom Reichskanzler be¬
stimmten Stelle zur Verfügung zu stellen.

Die aus dem Getreide der Heeresverwaltungen und
der Marineverwaltung entfallende Kleie ist der vom
Reichskanzler bestimmten Stelle zur Verfügung zu stel¬
len, soweit sie nicht von diesen Verwaltungen für den
eigenen Bedarf beansprucht wird.

VI . Verbrauchsregclung.
I. Allgemeine Vorschriften.

8 56.
Der Reichskanzler bestimmt , welche Mengen an

Gerste , Hafer und Hülsenfrüchten der menschlichen Ernäh¬
rung und welche der Verfütterung dienen sollen, insbe¬
sondere welche Mengen an Hafer den Heeresverwaltun¬
gen und der Marineverwaltung zu überweisen sind .

8S7.
Die Kommunalverbände haben den Verbrauch der

Vorräte in ihrem Bezirke zu regeln , insbesondere die
Verteilung von Mehl an Bäcker, Konditoren und Klein¬
händler vorzunehmen. Dabei darf insgesamt nicht mehr
Mehl abgegeben werden , als die von Ser Reichsgetreidc -
stelle für den Zeitraum festgesetzte Menge.

8 58.
Die Kommunalverbände haben
a ) Höchstpreise für die Abgabe von Mehl aus Brot¬

getreide und Gerste sowie von Brot an Verbrau¬
cher festzusetzen,'

b) Händlern, Bäckern und Konditoren die Abgabe
von Mehl und Backwaren außerhalb des Bezirkes
ihrer gewerblichen Niederlassung oder des Kom¬

munalverbandes , vorbehaltlich der Vorschrift tm
8 17 Abs. Io , zu verbieten; soweit es besondere
wirtschaftliche Verhältnisse erfordern, darf der
Kommunalverband Ausnahmen von dem Verbote
zulassen ;

o) eine Mehlverteilungsstelle für ihren Bezirk ein¬
zurichten ;

6) durch Ausgabe von Brotkarten eine Vcrbranchs -
regelung einzuführen, die den Verbrauch des ein¬
zelnen wirksam erfaßt;

e ) die Ueberwachung des in ihren Bezirk eingeführ¬
ten ausländischen , der Beschlagnahme nicht unter¬
liegenden Getreides und Mehles sowie des aus
ausländischem Getreide im Inland hergestellten
Mehles unter Berücksichtigung der Verordnung
über den Verkehr mit ausländischem Mehl vom 13 .
März 1917 (Reichs-Gesetzbl. S . 229, 252) zu sichern .

8 59.
Die Kommunalvcrbänüe haben den Preis für das von

ihnen abgegebene Mehl so festzusetzen , daß ihre Kosten
gedeckt werden . Etwaige Ueberschüsse sind für die VolkS-
ernährung zu verwenden.

Der Reichskanzler kann Grundsätze für die Prcis -
bemcssung aufstellen .

8 69.
Die Kommunalverbünde können ferner insbesondere
a) anorönen, daß Backwaren nur in den von ihnen

bestimmten Bäckereien hergestellt werden dürfen ;b) anordnen, daß nur Backwaren von bestimmterForm , Zusammensetzung , Größe und Gewicht be¬reitet werden dürfen;
o) die Abgabe und die Entnahme von Mehl und Back¬waren auf bestimmte Abgabestellen und Zeiten so¬wie in anderer Weise beschränken.

8 61 .
Jeder Kommunalverband hat innerhalb seines Be¬zirkes mit den ihm von der Reichsgetreidestelle überwie¬senen oder den nach 8 32 erworbenen und mit Zustim¬mung der Neichsgetreidestelle zurückbehaltenen Vorrätenan Futtergetreide den erforderlichen Ausgleich zwischenLen Haltern von Tieren nach näherer Anweisung Ser

Reichssuttermittelstelle herbeizuführen.
2. Besondere Vorschriften für Selbstversorger.

8 62.
Die Kommunalverbänöe können mit Genehmigungder höheren Verwaltungsbehörde nähere Bestimmungendarüber erlassen, wer als Selbstversorger iß 7) anzusehen -

ist. Insbesondere kann das Recht der Selbstversorgungmit Brotgetreide auf solche landwirtschaftliche Betriebe be¬
schränkt werden , deren Vorräte zur Ernährung der Selbst¬versorger bis zum 15. September 1918 ausretchen und diedas zur Ernährung der Selbstversorger erforderliche Brot
entsprechend ihrer bisherigen Gewohnheit selbst Herstellen. !

Die Kommunalverbände können mit Zustimmung ver
höheren Verwaltungsbehörde bestimmen , daß die Herstel¬lung von Grünkern (8 9) nur mit Zustimmung des Kom¬munalverbandes zulässig ist . Die Zustimmung kann ins¬
besondere davon abhängig gemacht werden, baß die Un¬
ternehmer landwirtschaftlicher Betriebe so viel Dinkel und
Spelz übrig behalten , wie sie zur Ernährung der Selbst¬versorger und zur Bestellung der zum Betriebe gehören¬den Grundstücke verwenden dürfen.

8 63.
Die Kommunalverbände haben ausreichende Maß¬

nahmen zur Ueberwachung der Selbstversorger zu treffen .Dabei ist insbesondere anzuorönen:
-r) daß die Verarbeitung der Früchte zu Mehl, Schrot ,Grieß, Grütze , Graupen, Flocken und ähnlichen

Erzeugnissen in eigenen oder fremden Betrieben
von der Ausstellung von Erlaubnisscheinen (Mahl¬karten ) abhängig ist ;

i>) daß die Verarbeitung der Früchte zu Mehl und
Schrot nur zur Schaffung eines Vorrats für höch¬
stens zwei Monate gestattet wird ;

e) Laß jedem Unternehmer eines landwirtschaftlichenBetriebs von dem Kommunalverbande der Be¬
trieb angewiesen wird, in dem er sein Brotgetreide
und seine Gerste verarbeiten lassen darf, und Laßein Wechsel des Betriebs nur mit vorheriger Zu¬
stimmung des Kommunalverbandes zulässig ist ;

6 ) Laß die Betriebe Früchte von Selbstversorgernnur zum Zwecke sofortiger Verarbeitung und nur
in den Mengen annehmen dürfen, die durch eine
ihnen vorher oder gleichzeitig ausgehändtgte ord¬
nungsmäßig ausgestellte Mahlkarte belegt sind;

e) Laß die Betriebe Mahlbücher nach vorgeschriebe¬
nem Muster zu führen haben ;

k) daß die Betriebe die Früchte bei der Annahme
und die Erzeugnisse bei der Ablieferung zu ver¬
wiegen und das Gewicht auf den Mahlkarten und
in den Mahlbüchern zu vermerken haben .
3. Durchführung der Berbrauchsregeluug.

8 64.
Zur Durchführung der in den 88 57 bis 63 Lezeich-

neten Maßnahmen sollen in den Kvmmunalverbänden
besondere Ausschüsse gebildet werden.

8 65.
Die Landeszentralbehörden oder die von ihnen be-

stimmien höheren Verwaltungsbehörden können den Ge¬
schäftsbetrieb der Kommunalverbünde beaufsichtigen und
die Art der Regelung ( 88 67 bis 63 ) vorschreiben oder
selbst für sämtliche oder einzelne Kommunalverbände die
erforderlichen Anordnungen erlassen .

Ter Neichsgetreidestelle ist auf Erfordern Aufklärung
über den Geschäftsbetrieb zu geben und Lessen Nachprü¬
fung zu gestatten.
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Die Neichsgetretdestelle kann für die Versorgung be¬
stimmter Berufe oder bestimmter Gruppen von Personen
besondere Regelungen vorschreiben und das Nähere be¬
stimmen .

8 66.
Die Kommunalverbände können den Gemeinden , die

nach der letzten Volkszählung mehr als zehntausend Ein¬
wohner hatten, mit deren Einverständnis die Regelung
des Verbrauchs für den Bezirk der Gemeinde übertragen.
Soweit den Gemeinden die Regelung des Verbrauchs
übertragen wird, gelten die 88 67 bis 65 für die Gemein¬
den entsprechend.

8 67.
Die Landeszentralbehörden können Bestimmungen

über das Verfahren beim Erlasse der Anordnungen tref¬
fen . Diese Bestimmungen können von den Landesgeset¬
zen abweichen.

8 68.
Ueber Streitigkeiten, Sie bei der Vcrbrauchsregelung

( 88 57 bis 66) entstehen , entscheidet die höhere Verwal¬
tungsbehörde endgültig.

VLI. Ausführnngsvorschriften.
8 69 .

, Erweist sich der Inhaber oder Leiter eines kaufmän¬
nischen oder gewerblichen Betriebs in der Befolgung der
Pflichten unzuverlässig, die ihm Lurch diese Verordnung
oder die dazu erlassenen Ausführungsbestimmungen auf¬
erlegt sind , so kann die zuständige Behörde den Betrieb
schließen.

Sie kann einem landwirtschaftlichen Unternehmer,
der sich in der Verwendung seiner Bestände , in der Beob¬
achtung der nach 8 63 erlassenen Anordnungen oder in
der Erfüllung seiner Pflichten nach 8 4 Ws . 1 bis 3 unzu¬
verlässig erweist oder seine Pflicht zur Auskunftsertei¬
lung nach 8 25 Abs. 3 oder seine Ablieferungspflicht ver¬
nachlässigt, das Recht der Selbstversorgung entziehen und
bei der Enteignung seine Bestände , abweichend von der
Vorschrift im 8 43 Abs. 3, der Reichsgetrcidestelle oder
dem von dieser bezeichneten selbstwirtschaftenden Kom-
munalverbarrd übereignen.

Gegen die Verfügung ist Beschwerde zulässig. Ueber
die Beschwerde entscheidet die höhere Verwaltungsbehörde
endgültig. Die Beschwerde bewirkt keinen Aufschub.

8 70.
Der Kommunalverband kann Vorräte, die einer ord¬

nungsmäßig ergangenen Aufforderung zuwider nicht an¬
gezeigt oder bei behördlicher Nachprüfung verheimlicht
oder sonstwie der Aufnahme entzogen werden oder die
der Unternehmer eines landwirtschaftlichen Betriebs ent¬
gegen den zur Ueberwachung der Selbstversorger ergan¬
genen Vorschriften zu verwenden sucht, sowie alle Vor-
räie , die unbefugt hergestellt ober in den Verkehr ge¬
bracht werden , ohne Zahlung einer Entschädigung zugun¬
sten der Neichsgetretdestelle oder des von ihr bezeichneten
Kommunalverbandes für verfallen erklären. Der Kom-
munalverband kann schon vor der Verfallerklärung die
zur Sicherstellung solcher Vorräte erforderlichen Anord¬
nungen treffen .

Gegen die Verfügung ist Beschwerde zulässig. Ueber
die Beschwerde entscheidet die höhere Verwaltungs¬
behörde endgültig. Die Beschwerde bewirkt keinen Auf¬
schub.

8 71.
Die Landeszentralbehörden erlassen die erforder¬

lichen Ausführungsbestimmungen.
Sie können Vermittlungsstellen einrichtcn, denen die

Untcrverteilung und die Bedarfsregelung in ihrem Be¬
zirk obliegt .

8 72.
Die Landeszentralbehörden bestimmen , wer als

Kommunalverbanö, als Gemeinde , als zuständige Be¬
hörde und als höhere Verwaltungsbehörde im Sinne
dieser Verordnung anzusehen ist. Dabei kann bestimmt
werden, daß an die Stelle der Gemeinden Verbände von
Erzeugern treten , soweit solche auf Grund des 8 16 6 der
Verordnung über die Errichtung von Preisprüfungs¬
stellen und die Versorgungsregelung vom

(Reichs-Gesetzbl. S . gebildet sind .

Will die Landeszentralbehörde Bezirke , die sich über
das Gebiet einer unteren Verwaltungsbehörde hinaus
erstrecken, als Kommunalverband bezeichnen, so hat sie
dies der Reichsgetreidestelle mitzuteilen. Diese kann bin¬
nen vierzehn Tagen Einspruch erheben . Ueber den Ein¬
spruch entscheidet der Reichskanzler .

VHI Uebergangsvorschriften .
8 73 .

Folgende Verordnungen treten mit Beginn des 16.
August 1917 mit der Maßgabe der 88 74 bis 77 außer
Kraft.

1 . Verordnung über das Ausmahlen von Brot¬
getreide vom 28. Juni 1915 (Retchs-Gcsetzbl. S .
879) :

2. Verordnung über Brotgetreide und Niehl aus der
Ernte 1916 vom 29. Juni 1916 (Reichs-Gesetzbl.
5 . 613) in der Fassung der Bekanntmachung vom
24. Juli 1916 (Reichs-Gcsetzbl. S . 782) :

3. Verordnung über Gerste aus der Ernte 1916 vom
6. Juli 1916 (Reichs -Gesetzbl. S . 659) in der Fas¬
sung der Bekanntmachung vom 24. Juli 1916
(Reichs-Gesetzbl. S . 800) :

4. Verordnung zur Ergänzung der Bekanntmachung
über Gerste aus der Ernte 1916 vom 1 . Dezember
1916 (Reichs-Gesetzbl. S . 1313) :

6. Verordnung über Hafer aus der Ernte 1916 vom
6. Juli 1916 (Reichs-Gesetzbl. S . 666) in der Fas¬
sung der Bekanntmachung vom 24. Jült 1916
(Reichs-Gesetzbl. S . 811) :

6. Verordnung über Hülsenfrüchte vom 29. Juni
1916 (Reichs -Gesetzbl. S . 621) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 27 . Juli 1916 (Reichs-
Gesetzbl. S . 846) :

7 . Artikel I , li, IV der Verordnung über Hülsen¬
früchte vom 14. Dezember 1916 (Reichs-Gesetzbl.
S . 1360) :

8 . Verordnung über Hülsenfrüchtc vom 23. März
1917 (Reichs-Gesetzbl. S . 267) :

9. Verordnung über Buchweizen und Hirse vom 29.
Juni und 14. September 1916 (Reichs-Gesetzbl. S .
625, 1031) :

10. Verordnung über Grünkern vom 3. Juli 1910
(Reichs-Gesetzbl. S . 649) .

Mit dem gleichen Zeitpunkt treten, vorbehaltlich der
Vorschrift im 8 74, die zur Ausführung dieser Verord¬
nungen erlassenen Bestimmungen außer Kraft.

Ter Reichskanzler kann bestimmen , daß einzelne
Vorschriften dieser Verordnungen früher außer Kraft
treten.

8 74.
Die Bestimmungen, die von den Kommunalverbän¬

den oder Gemeinden auf Grund der Verordnungen über
Brotgetreide vom 25. Januar 1915, 28. Juni 1915 und 29.
Juni 1916 über die Berbrauchsregclung getroffen sind,
bleiben in .Kraft : soweit sie mit den Vorschriften dieser
Verordnung nicht in Einklang stehen , sind sie bis zum
16. August 1917 zu ändern oder zu ergänzen .

8 75.
Wer mit dem Beginne des 16 . August 1917 Vorräte

früherer Ernten an Früchten oder an Mehl aus Brot¬
getreide und Gerste , allein oder mit anderem Mehl ge¬
mischt , sowie an Schrot , Graupen, Grütze , Flocken, allein
oder mit anderen Nahrungs - oder Futtermitteln gemischt,-
im Gewcchrsam hat, ist verpflichtet , sie dem Kommunal-
verbande des Lagerungsorts bis zum 20. August 1917, ge¬
trennt nach Arten und Eigentümern, anzuzeigen . Vor¬
räte , die zu dieser Zeit unterwegs sind , sind von dem Em¬
pfänger unverzüglich nach dem Empfange dem Kommu¬
nalverband anzuzeigen.

Der Kommunalverbanö hat der Reichsgetreidestelle
nach einem von dieser festgesetzten Vordruck bis zum 31.
August 1917 Anzeige über die Anmeldungen nach Abs. 1
sowie über die in seinem Eigentume stehenden Vorräte
zu erstatten.

8 76.
Die Anzeigepflicht (8 75) erstreckt sich nicht auf
a) Vorräte , die im Eigentume des Reichs , eines

Bundesstaats oder Elsaß -Lothringens stehen,-
d) Vorräte , die im Eigentume der Reichsgetreidestelle

Geschäftsabteilung G . m . b . H . , der Zentral -Ein-
kaussgesellschaft m . b . H . , der Reichsgerstengesell-
schafi m . b . H . , der Reichshülsenfruchtstelle G . m.
b . H ., oder der Bezugsvereinigung der deutschen
Landwirte G . m . b . H. stehen,-

c) Vorräte , die bei einem Besitzer an
1 . Brotgetreide,
2. anderem Getreide ,
8 . .Hülsenfrüchten ,
4 . Buchweizen und Hirse

einschließlich der aus der betreffenden Fruchtart
hcrgestellten Erzeugnisse je 25 Kilogramm nicht
übersteigen :



ä) Vorräte an aus Früchten hergestellte» Erzeug¬
nissen, die durch einen Kommunalverband an
Händler, Verarbeiter oder Verbraucher seines
Bezirkes nach Maßgabe der für den Kommunal¬
verband bestehenden Bestimmungen über die Vcr-
brauchsregelung bereits abgegeben sind.

8 77.
'

Mit dem Beginne des 16. August 1917 sind die an¬
zeigepflichtigen Vorräte (8 73 Abs . 1 , § 76) für den Kom¬
munalverband beschlagnahmt , in dessen Bezirk sie sich be¬
finden . Vorräte , die zu dieser Zeit unterwegs sind, sind
für den Kvmmunalverband beschlagnahmt , in dessen Be¬
zirk sie nach beendeter Beförderung abgeliefert werden .

Für diese Vorräte gelten die Vorschriften dieser Ver¬
ordnung.

Die Kommunalverbänöe haben die hiernach für sie
beschlagnahmten und die in ihrem Eigentume stehenden
<8 75 Abs . 2) Vorräte der Reichsgetreiöestelle zur Ver¬
fügung zu stellen.

LX . Schluß- und Strafvorschrifteu.
8 78.

Die Vorschriften dieser Verordnung beziehen sich, vor¬
behaltlich des § 38 o, nicht auf die aus dem Ausland ein-
geiührtest Vorräte . Für diese Vorräte gelten die Ver¬
ordnungen vom 11 . September 1915 (Reichs-Gesetzbl. S .
569) in der Fassung vom 4. März 1916 (Reichs-Gesetzbl.
S . 147) und vom 28. Januar 1916 (Reichs-Gesetzbl. S . 67) .

Als Ausland im Sinne dieser Vorschriften gilt nicht
daS besetzte Gebiet . Früchte und daraus hergestellte Er¬
zeugnisse, die aus dem besetzten Gebiet eingeführt werden ,
dürfen nur an die Heeresverwaltungen, die Marinevcr-
waltung , die Ncichsgetreidestelle Geschüftsabteilung G . m.
b . H . und die Zentral -Einkaufsgesellschaft m . b . H . gelie¬
fert werden .

8 79.
Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geld¬

strafe bis zu fünfzigtausend Mark oder mit einer dieser
Strafen wird bestraft :

1 . wer unbefugt beschlagnahmte Vorräte beiseite¬
schafft . insbesondere aus dem Bezirke des Kom-
munalverbandes, für den sie beschlagnahmt sind ,
entfernt, sie beschädigt, zerstört , zur Verarbeitung
annimmt, verarbeitet, verarbeiten läßt, verbraucht
oder sonst verwendeti

2. wer mrbefugt beschlagnahmte Vorräte verkauft ,
kauft oder ein anderes Veräutzerungs- oder Er¬
werbsgeschäft über sie abschließt:

9 . wer die zur Erhaltung , Verwahrung und Pflege
der Vorräte erforderlichen - Handlungen pflicht¬
widrig ( Z8 4 , 46) unterläßt,'

4 . wer den nach 8 8 erlassenen Bestimmungen zuwi -
dcrhandelt oder wer Früchte zu Saatzwecken ver¬
kauft oder kauft, obwohl er weiß oder den Um¬
ständen nach annehmen muß, daß sie nicht zu
Saatzwecken bestimmt sind :

5 . wer Len gemäß 8 17 Abs. 1 g erlassenen Bestim¬
mungen zuwider ausmahlt oder ausmahlcn läßt :

6. wer Sen auf Grund des 8 18 Abs . 1 erlassenen
Bestimmungen über die,Herstellung, den Vertrieb
und die Preise der Erzeugnisse zuwiderhandelt:

7. wer höhere als die festgesetzten Mahllöhne und
sonstigen Verarbeitungslöhne oder Vergütungen
( 8 52 ) fordert oder sich versprechen oder gewähren
läßt,'

8 . wer den Vorschriften im 8 49 zuwider den Eintritt
in Sie Räume, die Besichtigung , die Einsicht in die
Geschäftsaufzeichnnngen , die Feststellung der vor¬
handenen Vorräte oder die Entnahme von Pro¬
ben verweigert oder die gemäß 8 18 Abs. 2 , 8 26
Abs . 8 . § 49 Abs . 2 von ihm erforderte Auskunft
nicht erteilt oder wissentlich unrichtige oder un¬
vollständige Angaben macht:

9. wer der Vorschrift im 8 50 zuwider Verschwiegen¬
heit nicht beobachtet oder der Mitteilung oder
Verwertung von Geschäfts- oder Betriebsgeheim¬
nissen sich nicht enthält:

10. wer die ihm nach 8 8 Abs. 2, 8 6, 8 9 Abs. 2, 8 75
Abs. 1 obliegende Anzeige nicht in der gesetzten
Frist erstattet oder wissentlich unrichtige oder un-
vollständige Angaben macht,'

11 . wer den Vorschriften des 8 11 Abs . 2, 8 48 Abs . 1,
2, 8 53, 8 54 Abs . 1, 8 55 Abs. 1 , 8 78 Abs. 2 Satz 2
zuwiderhandelt:

12 . wer den Anordnungen zuwiderhandelt, die eine
Lanöeszentralbehörde, eine höhere Verwaltungs¬
behörde , ein Kommunalverband oder eine Ge¬
meinde auf Grund der 88 57, 58, 60, 61 , 62 Abs. 2,
88 Ost 65. 66, 70 Abs. 1 Satz 2, § 71 erläßt oder die
nach 8 74 in Kraft bleiben.

Ter Versuch ist strafbar.

Im Falle der Nr . 9 tritt die Verfolgung nur auf
Antrag des Betriebsinhabers ein .

Bei vorsätzlichem Verschweigen, Beiseiteschaffen, Ver¬
äußern oder Verfüttern von Vorräten muß die Geld¬
strafe, wenn ausschließlich auf sie erkannt wird, minde¬
stens dem dreifachen Werte der Vorräte gleichkommen,
auf die sich die strafbare Handlung bezieht.

Neben der Strafe kann in den Fällen der Nrn . 1 bis
6, 10 bis 12 auf Einziehung der Früchte oder Erzeugnisse
erkannt werden , auf die sich die strafbare Handlung be¬
zieht, ohne Unterschied, ob sie dem Täter gehören oder
nicht, soweit sie nicht gemäß 8 70 für verfallen erklärt
worden sind.

8 80.
Ist eine der im 8 79 bezeichneten strafbaren Hand¬

lungen gewerbs - oder gewohnheitsmäßig begangen , so
kann die Strafe auf Gefängnis bis zu fünf Jahren und
Geldstrafe bis zu hunderttausend Mark erhöht werden .
Neben Gefängnis kann auf Verlust der bürgerlichen
Ehrenrechte erkannt werden.

8 81.
Der Reichskanzler kann Ausnahmen von den Vor¬

schriften dieser Verordnung zulassen.
8 82.

Diese Verordnung tritt am 25. Juni 1917 in Kraft.
Der Reichskanzler bestimmt den Zeitpunkt des Außer¬
krafttretens.

Berlin , den 21 . Juni 1917.
Der Stellvertreter des Reichskanzlers.

Dr . Helfferich .

(Nr . 59S8 ) Versrvnurrg über den Berkehr
mit He» auS der Ernte 1817.

Vom 12 . Juli 1917.
Auf Grund der Verordnung über Kriegsmaßnahmen

zur Sicherung der Volksernährung vom 22. Mai 1916
(Reichs-Gesetzbl. S . 401 ) wird verordnet:

8 i .
: Für das Heer sind insgesamt 1200 000 Tonnen Wie¬

sen- und Kleeheu aus der Ernte 1917, und zwar 600 000
Tonnen sofort , der Rest bis längstens 1 . Februar 1918
sicherzustellen und zu den im 8 2 genannten Zeitpunkten
abzuliefern.

8 2 .
Es müssen abgeliefert fein :

bis zum 31 . August 1917 . .
. bis zum 30. September 1917

c bis zum 3 ! . Oktober 1917 .
biS zum 80. .November 1917 .'
LiS zum 31 . Dezember 1917 .

- bis zum 31 . Januar 1918 . .
! bis zum 28. Februar 1018 .
,

^ bis zum 31 . März 1918 . .
j : bis zum 39. April 1918 . .

biS zum 31 . Mai 1918 . . .
' bis zum 30. Juni 1918 . . .

bis znm 31 . Juli 1918 . . .
zusammen 1200 000 Tonnen

8 8.
Die zu liefernden Mengen werden vom Präsidentendes Kricgsernährungsamts auf Sie einzelnen Bundes¬

staaten und Elsaß-Lothringen unter Zugrundelegung des
Ergebnisses der im Juni 1917 vorgenommcnen Ernte-
flächencrhebung und der Ernteermittlung für 1917 sowie

( unter Berücksichtigung der bei der Viehzählung am 1 .September .1917 festgestellten Kopfzahl von Großvieh
( Pferden und Rindvieh) verteilt.

Die Unterverieilung auf die Lieferungsverbänöe in¬
nerhalb der Bundesstaaten und Elfaß-Lothringens erfolgt
durch die Landeszcntralbehvrden. Von der Heeresver¬
waltung freihändig angekauftes Heu der Ernte 1917 istauf daS Licfernngssoll in Anrechnung zu bringen.

Berlin , den 12. Juli 1917.
Der Stellvertreter des Reichskanzlers.

Dr . Helfserich .

. . 200000 Tonnen

. . 100 000 Tonnen

. . 100 000 Tonnen

. . 100 000 Tonnen

. . 100 000 Tonnen

. . 100 000 Tonnen

. . 100000 Tonnen
. . 100 000 Tonnen
. . 100 OM Tonnen
. . 100 000 Tonnen
. . 50000 Tonnen
. . 60 000 Tonnen

D-«<1 rmo mm Adolf Dup -» m Durioch
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